                                                    
[image: image1.wmf] 


                                                    S a t z u n g
                                                           § 1

                                          Name, Sitz, Geschäftsjahr

Der Verein führt den Namen „Jugend- und Gemeinschaftsheim Tannenberg e. V.“.

Der Verein hat seinen Sitz in Kiel.

Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

                                                           § 2

                                                        Zweck 
Der Verein fördert und stützt Maßnahmen der Jugendpflege, der Frauenarbeit, der Seniorenbetreuung und der sozialen Gesinnung. Er verfolgt dabei ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ im Sinne der Abgabenordnung.  

Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch eigene Veranstaltungen und die Unterhaltung des Jugend- und Gemeinschaftsheimes im Ortsteil Tannenberg. Dieses Heim soll Jugendorganisationen, Vereinen und Verbänden zur Pflege der Gemeinschaft, besonders der Pflege von kulturellen Veranstaltungen dienen. Darüber hinaus fördert der Verein solche Gruppen, die den Zweck des Vereins in gleicher Weise verfolgen. Die Nutzung der Einrichtungen des Vereines ist dabei nicht an die Mitgliedschaft gebunden.

Der Zweck des Vereins ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

                                                           § 3

                                               Mitgliedschaft

Geborene Mitglieder sind die Gründer des Vereines. Die jeweiligen Mitglieder des Vorstandes der Siedlergemeinschaft Tannenberg erwerben ihre Mitgliedschaft durch Beitrittserklärung. Einzelpersonen, die dem Verband Wohneigentum Siedlerbund Schleswig-Holstein e. V. – als ordentliche oder fördernde Mitglieder angehören, können als Mitglieder des Vereins aufgenommen werden, wobei die Höchstzahl auf 15 begrenzt ist.

Über die Aufnahme eines Mitgliedes – hierfür ist ein schriftlicher Antrag zu stellen – entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. Bei Ablehnung des Aufnahmeantrages ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe der Ablehnung bekannt zu geben.

                                                           § 4

Die Mitgliedschaft erlischt:

1.) Durch den Austritt des Mitgliedes. Der Austritt ist nur zum Ende des Geschäftsjahres zulässig;  er ist schriftlich gegenüber dem Vorstand spätestens drei Monate vor Ablauf des Geschäftsjahres zu erklären.

2.) Durch Ausschluss, den die Mitgliederversammlung jederzeit aus wichtigem Grund beschließen kann. Der Beschluss der Mitgliederversammlung ist dem Mitglied vom Vorstand schriftlich mitzuteilen.

3.) Durch Beendigung der Mitgliedschaft im Verband Wohneigentum Siedlerbund Schleswig-Holstein e. V.,
4.)  durch Tod.

5.)  Durch Ausscheiden aus dem Vorstand der Siedlergemeinschaft Tannenberg, es sei denn, er ist a) Gründer, b) ordentliches oder förderndes Mitglied, c) war vor dem 02. März 1979 Mitglied im Sinne des § 3, Absatz 1, der Satzung.
                                                           § 5

                                             Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. Auf Beschluss der Mitgliederversammlung können für bestimmte Aufgaben Ausschüsse gebildet werden.

                                                           § 6

                                                     Vorstand 

Der Vorstand des Vereins besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, dem/der Kassenwart/-in, dem/der Schriftführer/-in und mindestens drei Beisitzern/-innen. Alle Vorstandsmitglieder müssen dem Verband Wohneigentum Siedlerbund Schleswig-Holstein e. V. – oder einer Gliederung des Vereines angehören. Der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende sind von der Führung der Kassengeschäfte ausgeschlossen. Im Übrigen ist die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person zulässig. 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende.

                                                           § 7

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat vor allem folgende Aufgaben:

1.) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnung.

2.) Einberufung der Mitgliederversammlung.

3.) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung.

4.) Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr; Buchführung; Erstellung eines Arbeitsberichtes.

5.) Abschluss und Kündigung von Verträgen.

6.) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern.

                                                           § 8

Der Vorstand wird von Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren gewählt.

In den Jahren mit gerader Zahl erfolgt die Wahl des/der Vorsitzenden, in Jahren mit ungerader Zahl die Wahl des/der stellvertretenden Vorsitzenden. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen, wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen wählen.

                                                           § 9

                                 Beschlussfassung des Vorstandes

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die von
dem/der Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, schriftlich, fernmündlich, telegrafisch oder auf anderem Weg einberufen werden. In jedem Fall  ist eine Einberufungsfrist von drei Tagen einzubehalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder, darunter der/die Vorsitzende oder der/die stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen, bei Stimmengleichheit die Stimme des/der Leiters/-in der Vorstandsitzung. Die Vorstandssitzung leitet der/die Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der/die stellvertretende Vorsitzende. 

Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem/der Sitzungsleiter/-in zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung und die Namen der Teilnehmer/-innen, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der beschließenden Regelung erklärten.

                                                           § 10

                                           Die Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied, auch ein Ehrenmitglied, eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten.

Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:

1.) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste Geschäftsjahr. 

2.) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes.

3.) Entlastung des Vorstandes.
5.) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes.

6.) Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins.

7.) Ernennung von Ehrenmitgliedern.

8.) Beschlussfassung über den Beitritt des Vereins zu anderen Vereinen.

9.) Die Aufstellung von Grundsätzen und Richtlinien für die Arbeit des nächsten Jahres.
                                                           § 11

                                         Einberufung der Mitgliederversammlung

Innerhalb von zwei Monaten nach Beginn eines jeden Geschäftsjahres ist eine ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von sieben Tagen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest.  

                                                           § 12

                       Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den/die Leiter/-in.

Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlvorganges und vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.

Die Art der Abstimmung bestimmt der/die Versammlungsleiter/-in. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt.
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gästen beschließt die Mitgliederversammlung.

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel sämtlicher Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen blieben daher außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Erweiterung des Vereinszweckes und der Auflösung eine solche von vier Fünfteln erforderlich.
Für Wahlen gilt folgendes:

Hat im ersten Wahlgang kein/e Kandidat/in die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den Kandidaten/-innen statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben.

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von dem/der jeweiligen Versammlungsleiter/-in zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des/der Versammlungsleiters/-in, die Anzahl der erschienenen Mitglieder, Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden.   

                                                           § 13

                                Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung

Jedes Mitglied kann spätestens drei Tage vor dem Tage der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der/die Versammlungsleiter/-in hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über die Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung.  Zur Annahme des Antrages ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.
                                                           § 14

                        Außerordentliche Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel der Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für außerordentliche Mitgliederversammlungen gelten die §§ 10-13 entsprechend.

                                                           § 15

                                                  Vermögen

Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

                                                           § 16

                          Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung

Die Auflösung des Vereins kann nur in Mitgliederversammlung mit der im § 12 festgelegten vier Fünfteln Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der/die Vorsitzende und der/die stellvertretende Vorsitzende die gemeinsam vertretungsberechtigten Liquidatoren. Das nach Beendigung der Liquidation vorhandene Vereinsvermögen fällt der Landeshauptstadt Kiel für die Jugendarbeit zu und ist mit einer entsprechenden Zweckbindung zu verwenden. Die vorstehende Bindung gilt entsprechend bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke.

Kiel, 09. Februar 2007
Beschlossen in der Jahresversammlung am 09.02.2007        

Unterschriften:

Wolfgang Kottek                  Maren Jürgensen                                    Kerstin Klein     

Vorsitzender                         Stellv. Vorsitzende u. Schriftführerin    Schatzmeisterin
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